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In Niederöſterreich begann die katholiſch-politiſche Vereins⸗ 
bewegung im Herbſte des Jahres 1869 mit den Caſino's von Marias | 


hilf (October) und Wieden (November) und dieſen ſchloß ſich im 
December der katholiſch⸗conſervative Verein Wiener⸗Neuſtadt an. In 
Wiener⸗Neuſtadt iſt es offenkundig, daß der Anſtoß vom Süden 
gekommen, denn ein „katholiſch⸗conſervatives“ Formular der Pock'ſchen 
Familie hat der Luftſtrom vom Semmering herniedergeweht (nur 
die Beſtimmung, daß die Ausfertigungen der Unterſchrift des Ob⸗ 
mannes bedürfen u. ſ. w., iſt im Druck ausgelaſſen und handſchrift⸗ 
liche Zuthath. Bis nach Mariahilf und Wieden hat ſich der Luft 
ſtrom aber nicht mehr ungebrochen fortgepflanzt, in Mariahilf liegt 
ſchon eine Umgeſtaltung des Seckauer Muſters vor und auf der Wieden 
muß ſogar eine äußerliche Anlehnung an einen liberalen Nachbar ſtatt⸗ 
gefunden haben. Die drei erſten niederöſterreichiſchen Vereine halten ſich 


ſomit von einer gemeinſamen Schablone frei und mit dem vierten Vereine, 


dem „eonftitutionellen Volksvereine für das Viertel oberm Wienerwald“, 
welcher die Propaganda des Jahres 1870 eröffnet, tritt noch eine 
vierte Form in's Leben. Es iſt dies, der Natur eines Gauvereines und 


der Ortslage ganz entſprechend, eine verkürzte Wiedergabe des Statuts 
des oberöſterreichiſchen Landesvereines. 2“) 

Von nun an begiunt die raſche Folge von katholiſch-politiſchen 
Vereinen in den verſchiedenen Bezirken Wiens und des Landes. Zum 
größten Theile ſind es Localvereine, Caſino's, nur im Oberlande 
tauchen noch zwei Gauvereine auf, jener für das Viertel ober dem 
Manhartsberg und nach ſeinem Muſter der Volksverein für den Bezirk 
Perſenbeug (März und April). Mit der Bildung des niederöſterreichiſchen 
Landesvereines im Mai erwächſt aber ein mächtigeres Organ, der 
Volksverein ſür das Viertel ober dem Manhartsberg zieht ſich daher 
nach einem Jahre auf Krems zurück und, da jener von Perſenbeug 
ohnehin nur einen politiſchen Bezirk umfaßt, was einzelne Caſino's eben⸗ 
falls thun, jo exiſtiren in der Weſenheit nur zwei ein größeres Territo— 
rium umſpannende Vereine höherer Ordnung. Der eine, mit dem Sitze in 
Wien, ſollte das ganze Laud beherrſchen, der zweite, in St. Pölten, ein 
Viertel desſelben; factiſch dürften ſich demnach die Sachen ſo verhalten, 

daß dem erſten die zwei unteren, dem anderen die zwei oberen Viertel 
anheimfallen und die Theilung nach den Diöceſangrenzen vor ſich geht. 

Was die ſtatutariſche Organiſation aller dieſer Gebilde anbelangt, 
ſo ſind die zwei letztgenannten Volksvereine des Oberlandes getreue 
Schildknappen des Linzer Muſters, wie der St. Pöltner Verein; die 
oberöſterreichiſche Luft weht hier herüber und hat den Vereinsgeiſt an— 
gefacht. 2) Dem Muſter von Linz iſt im Großen auch der Landesverein 
geſolgt, von dem, wir bitten dies nicht zu überſehen, die erſten gedruckten 
Statuten in Niederöſterreich (in zweierlei Ausſtattung) vorliegen. Energiſch, 
mit Aufgebot äußerer Mittel ſcheint die Sache jetzt in die Hand genommen 
worden zu ſein, und, wie die Drucklegung der Statuten auf einen Anlauf 
zu umfaſſender Organiſation hindeutet, ſo ſtimmt hiemit als erſter 
Erfolg das Herabdrücken des einen überflüſſigen Gauvereines zu einem 
Localvereine überein. Der Landesverein hält monatlich eine ordentliche 
Verſammlung, im Mai (bei den anderen Vereinen wie in Linz im 
September) findet die feierliche Jahresverſammlung ſtatt, bei der auch 
die Wahl des Ausſchuſſes vorgenommen wird, während Linz bekanntlich 
eine dreijährige Functionsdauer desſelben kennt. Es iſt begreiflich, daß 
man hier in Wien auf der Herausgabe eines eigenen Vereinsblattes 
beſteht, mit allen anderen der genannten Vereine gemeinſam iſt das In— 
ſtitut der Wanderverſammlungen und dem entſprechend ſoll die Hälfte des 
Ausſchuſſes aus Mitgliedern des flachen Landes beſtehen. Völlig neu und 


23) Man hat in St. Pölten das Linzer Statut in ſeinem größten Theile 
wörtlich copirt, faſt nur die Beſtimmungen über das zu gründende Vereinsblatt 
find weggeblieben und dieſe, obwohl man die Abwehr der Angriffe auf die katho⸗ 
| liſche Kirche hier beſonders hervorhebt. 
28) Der Unterſchied iſt aber der, daß Krems und Marbach das Medium 
von St. Pölten benützen mußten, wie es die äußere Form der Redaction für 
beide beweiſt. Nur tritt in Krems dabei das Eigenthümliche zu Tage, daß trotz⸗ 
dem die Herausgabe eines eigenen Vereinsblattes, auf welche St. Pölten ver⸗ 
zichtet hat, in die Mittel, gleichwie in Linz, aufgenommen wird; indeß auch dies 
iſt ein wenig bedeutſamens Vorhaben geweſen, da es bei der Statutenreviſion 
nach einem Jahre ſchon fallen gelaſſen wurde. 


bei dem Charakter eines Landesvereines doppelt auffällig ift aber das In⸗ 
ſtitut der geſelligen Zuſammenkünfte, ein Inſtitut, in dem wir die Wirkung 
eines zweiten Muſters, wahrſcheinlich Mariahilfs, erkennen. Um jo merk— 
würdiger iſt es aber, daß trotz dieſer, in Wien jedenſalls koftſpieligen 
Erweiterung der Zwecke die in dieſer Gruppe hergebrachte Jahrestaxe 
von 50 kr. genügen ſoll; die freiwilligen Spenden müſſen da offenbar 
das Uebrige thun. 

Wir faſſen nun die Localvereine in's Auge. 

Zunächft kommen die Caſino's Landſtraße und innere Stadt, 
welche ſich an Mariahilf enge anſchließen. 26) 

Mit Pyrawarth Kollebrunn taucht im Februar 1870 das erſte 
Caſino auf dem flachen Lande Niederöſterreichs auf. Aeußerlich betrachtet, 
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Von nun an iſt aber eine reine Fortpflanzung der Mariahilfer 
Grundform gar nicht mehr zu finden. 

Die folgende Gruppe nimmt ihren Anfang mit dem redu— 
cirten Kremſer Vereine (1871), umfaßt fünf „katholiſch-politiſche“ und 
zwei „katholiſch-patriotiſche“ Volksvereine nebſt zwei „katholiſch-politiſchen 
Caſino's“, allein ſteht der „katholiſch-patriotiſche Bauernverein“ für die 
Ortsgemeinde Mauer (V. O. W. W.). 

Der Kremfer Verein hat ſich bei ſeiner Localiſirung nicht nur 
im Namen, ſondern auch in der Fafſung der reformirten Statuten den 
anderen Localvereinen etwas genähert. Er führt nun den Titel eines 
„katholiſch⸗patriotiſchen“ Volksvereines und den Wahlſpruch „für Gott, 
Kaiſer und Vaterland“. 29) Die früher in zehn Paragraphe zuſammen— 


ſcheint zunächſt auch hier nur Mariahilf als Muſter vorgeſchwebt zu gedrängten Statuten ſind zu zwanzig, der approximativ gewöhnlichen 
haben, bei genauerer Betrachtung erkennt man aber das Zuſammenwirken Zahl, zerdehnt, und im Juhalte trotzdem beſcheidener; ſo hat man 
dieſes ſowie des Linzer oder St. Pöltner Vereines. Die Fornmlirung | unter den Zwecken die Inſtitute zur Förderung des materiellen Volks⸗ 
des Zweckes iſt von oberöſterreichiſchem Geiſte angehaucht und im] wohls nicht aufgenommen und unter deu Mitteln auf ein Vereinsblatt 
Uebrigen kommen einige Vereinfachungen vor. 2%) Alle ſpäteren Vereine u. ſ. w. verzichtet, man verlangt jährlich nicht 50, ſondern nur 20 kr. 
des Flachlandes bis tief in das Jahr 1871 wechſeln in ihrer Anlehnung Beitrag (10 beim Eintritte, 10 während des Jahres). Der Ausſchuß 
an die Muſter Wieden und Mariahilf, bis, wie wir noch ſehen werden, wird nicht mehr auf drei, ſondern auf ein Jahr gewählt, die Ver— 
gewiſſe gedruckte Blankette allen Schwankungen ein Ende machen. Nur ſammlungen werden nicht mehr ſpeciell einberufen, ſondern tagen an 


in Wien und ſeinen Vororten ſelbſt bleibt der Einfluß von Mariahilf 
ein mehr oder minder allgemeiner. 2“) 

Au Mariahilf ſchließen ſich zuvörderſt die gleichnamigen Vereine 
(k. p. C.) von St. Audrä vorm Hagenthal, Pfaffendorf, Kirchberg am 
Walde, Sitzendorf, Jeutendorf, Maiſſau, Waldenſtein und Perchtolds⸗ 
dorf an mit dem Umfange nach (21 Paragraphe) ganz gleichen Statuten. 

Dieſer Gruppe innig verwandt ſind ferner noch zwei Vereine, 

das „katholiſch-politiſche Cafino“ in der Stadt Waidhofen a. d. bbs 
und der „katholiſch-politiſche Volksverein“ zu Groß-Gerungs. 28) 
25) Einige wenige Abweichungen find vorhanden. So hat die Landſtraße 
die Verfügung über das Vermögen des aufgelöſten Vereines nicht nur der letzten 
Verſammlung, ſondern eventuell dem Ausſchuſſe, die innere Stadt noch deutlicher 
den früheren Ausſchußmitgliedern zugewieſen, eine Verbeſſerung, welche in der 
zweiten Auflage der Mariahilfer Satzungen ſchon berückſichtigt wurde; in dieſen 
beiden Caſino's hat man ſodann die wöchentlichen Abendverſammlungen beibe⸗ 
halten, in der Landſtraße aber auf den Dienstag ſtatt Donnerstag, in der 
inneren Stadt auf den dem Ausſchuſſe beliebigen Tag verlegt, eine Maßregel, 
welche ſich ſehr wohl erklärt, wenn man weiß, daß in der Mehrzahl der Caſino's 
gewöhnlich dieſelben Redner auftreten. 

20) Durch dieſe Combination iſt Pyrawarth zugleich muſtergebend gewor⸗ 
den, denn wenige Wochen ſpäter erſteht in demſelben Bezirke das Caſino Grof- 
Schweinbarth als getreue Nachbildung. Ja ſelbſt der erſt im December und im 
entlegenen Kremſer Bezirke gebildete „katholiſch-politiſche Leſeverein“ Weißenkirchens 
ſcheint von Pyrawarth beeinflußt, und ganz das Gleiche gilt von dem „katholiſch— 
politiſchen Männervereine“ zu Neudorf, gegründet im März 1871, im Viertel 
unter dem Manhartsberg. 

27) So war es bei dem zunächſt folgenden „katholiſch-patriotiſchen Caſino im 
neunten Bezirk“ und dem „katholiſch⸗politiſchen Vereine Leopoldſtadt“, obwohl 
die Aenderung des Titels dagegen ſpricht. Im neunten Bezirke Wochenverſamm⸗ 
lung Mittwochs, in der Leopoldſtadt Dienstags, dort fällt das Vermögen eventuell 
der Kinderbewahranſtalt des Alſergrundes, hier den Grundarmen zu. Hievon 
abgeſehen, hat nur die Leopoldſtadt eine Eigenthümlichkeit von Belang, indem 
hier zum erſten Male die Vereinsangehörigkeit von den Gebiete des Polizei⸗ 
rayons der Hauptſtadt auf jenes des Bezirkes beſchränkt iſt. So iſt es ſpäter 
noch in der Joſefſtadt der Fall (Verſammlungen Dienstags, Erbfolge ähnlich wie 
in der zweiten Auflage des Mariahilfer Statuts), ſo in dem Caſino für den Be⸗ 
zirk Sechshaus und Umgebung (Verſammlungen Dienstags, Vermögensanfall un⸗ 
bedingt an die Kinderbewahranſtalt in Reindorf). Der „katholiſch⸗conſervative 
Verein Neubau“ hat ſich zwar unmittelbar dem Verein Leopoldſtadt nachgebildet, 
dadurch tritt er aber aus der Familie Mariahilf nicht heraus; überdies hat trotz 
der wortgetreuen Reception des Leopoldſtädter Statuts, welche die Verſammlungen 
wieder an den Dienstag knüpft, abgeſehen von dem Titel, noch eine wichtige 
Aenderung platzgegriffen, die Vereinsverſammlungen können nämlich auch in 
anderen Bezirken gehalten werden und dadurch ift dem urſprünglichen Maria- 
hilfer Muſter getreu die von der Leopoldſtadt aufgeſtellte ſtrenge Localiſirung im 
Bezirke wieder verwiſcht. Hernals hinwiederum weiſt auf ein Medium (den benach⸗ 
barten neunten Bezirk) lediglich durch den Titel „katholiſch-patriotiſches 
Caſino“ hin, die Anberaumung der Verſammlungen auf Donnerstag, die Inteſtat⸗ 
erbſolge der „Töchter der chriſtlichen Liebe vom heiligen Vincenz von Paul“ in 
der Armenſchule zu Währing ſind im Alſergrund unbekannt. Nur in Margarethen 
konnte die Exiſtenz des benachbarten Wiedner Vereines nicht ganz unbemerkt 
bleiben, man kennt daher hier keine „conſervativen“ Intereſſen, denkt an Wahl⸗ 
agitationen, läßt den Obmann durch die Hauptverſammlung wählen, verzichtet 
auf das Gedenkbuch u. ſ. w.; in der Hauptſache iſt aber auch in Margarethen 
Mariahilf copirt mit der Maßgabe, daß die wöchentlichen Zuſammenkünfte auf 
den Montag, das Vermögen eventuell in zweiter Linie an das Krankeninſtitut 
der barmherzigen Schweſtern in der Hartmanngaſſe fallen. 

25) Der erſtere namentlich unterſcheidet ſich nur durch den 22. Paragraph, 
welcher die Auslagen durch freiwillige Beiträge decken will (bisher hatten wir 
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jedem zweiten Sonntage, der Verein muß ſich auflöſen, wenn er nicht 
mehr 20 Mi’glieder zählt oder der Dibceſanbiſchof erklärt, daß der 
Verein hinſichtlich ſeiner Katholicität ſeinen Zwecken nicht mehr entſpreche. 
Intereſſant iſt die Verpflichtung der Mitglieder, von dem conſtitutionellen 
Wahlrechte eifrig Gebrauch zu machen. Aus dieſem verbeſſerten Kremſer 
Statut hat ſich jenes höchſt originelle entwickelt, welches den katholiſch⸗ 
politiſchen Volksvereinen zu Burgſchleinitz, Kühnering, Dobersberg, Alfent- 
ſteig, Hadersdorf faſt ganz, den katholiſch-politiſchen Caſino's von Gföhl 
und Eggenburg zum größten Theile gemeinſam iſt. 

„1. Gegenſeitiger Meinungsaustauſch, Belehrung über die richtige 
Auffaſſung der Rechte und Pflichten conſtitutioneller katholiſcher Staats⸗ 
bürger und der geſetzmäßigen Ausübung dieſer Pflichten, 

2. allgemeine Aufklärung, 

3. geſellige Unterhaltung“, 
ſind faſt durchgängig die Zwecke, nur Allentſteig und Gföhl haben die 
weitläufige Analyſe des St. Pöltner Formulars. Die Originalität 
beginnt aber bei den Mitteln, von denen eine ganze Legion aufgeführt 
wird, nämlich Erörterung beantragter und beſtehender Geſetze, Wähler- 
verſammlungen, Converſation, Vorträge über alle möglichen politiſchen 
und unpolitiſchen Gegenſtände, Lectüre — mit Ausſchluß alles der 
Religion, der Sittlichkeit oder dem Staate Gefährlichen — declama⸗ 
toriſche, muſikaliſche Unterhaltungen, Spiele, „Reſtauration“ ꝛc. Aus⸗ 
nützung des Adreſſen-, Petitions-, Deputations⸗ und Reſolutionsrechts. 
Der Zutritt zu dem Vereine iſt verwehrt allen vor noch nicht 4 Jahren 
wegen eines gemeinen Verbrechens Verurtheilten, dann Denjenigen, deren 
unkatholiſche oder unpatriotiſche Geſinnung offenbar iſt, da die Pflicht 
beſteht, correcte Geſinnung nicht nur zu verbreiten, ſondern auch zu 
hegen. Bei den vier zuerſt genannten Volksvereinen wird die Geſinnungs⸗ 
untüchtigkeit ſogar feſtgeſtellt durch die offenkundige Vernachläſſigung der 
Oſterbeichte oder durch Aeußerungen und Handlungen, die gegen die 
Lehren der Kirche oder die echte öſterreichiſche Geſinnung verſtoßen, wenn 
nicht ſeitdem eine Sinnesänderung eingetreten iſt, und die Beobachtung 
der Statuten iſt mit Handſchlag zu geloben. Die Vereinsgenoſſenſchaft 
iſt nämlich ſtreng geſaßt, ſie begnügt ſich nicht mit der gewöhnlichen 
Verpflichtung zu Geldzahlungen (hier 10 kr. beim Eintritte und 5 kr. 
monatlich, wenn ſie nicht ganz oder theilweiſe erlaſſen werden) und 
der Förderung der Vereinszwecke im Allgemeinen, ſondern verlangt, wie 
geſagt, Propaganda für die Richtung, ſpeciell das Erſcheinen bei 
den Verſammlungen, das Einſtehen für Beſchlüſſe derſelben, die Ueber⸗ 


immer Monatsbeiträge von unbeſtimmter Höhe), ſonſt iſt er in feinem Statute 
wortgetreu St. Andrä und Jeutendorf gleich (Verſammlungen alle 14 Tage an 
Sonntagabenden, Einführung von „katholiſchen“ Gäſten, Erbfolge der Gemeinde⸗ 
armen). Der zweite, anſcheinend für den politiſchen Bezirk Zwettl gebildet, iſt, 
wie ſchon ſein Name verräth, etwas ſelbſtſtändiger. Die Geldleiſtungen ſind 
fixirt, der Eintrittsgebühr auf 10 kr., die Monatstaxe auf 4 kr., können 
aber vom Obmanne ganz oder theilweiſe nachgeſehen werden; der Ausſchuß 
beſteht aus 8 Mitgliedern und 3 Erſatzmännern, die Verſammlungen finden nur 
monatlich einmal, am erſten Sonntage nach dem nachmittägigen Gottesdienſte 
ftatt, für jedes verſtorbene Mitglied läßt der Verein in deſſen Pfarrkirche eine 
heilige Meſſe leſen und überdies jährlich zwei für die verſtorbenen Genoſſen im 
Allgemeinen, das Vermögen fällt im Falle der Auflöfung den im Vereine ver⸗ 
tretenen Gemeinden zu wohlthätigen Zwecken zu. 
>) Das Letztere iſt hier, ſowie in Niederöſterreich überhaupt neu. 
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ee ; ; rer ö i i j des anderen völlig 
nahme von Vereinsämtern und die „Vermeidung von Exceſſen bei den Umfang dieſes Muſterſtatuts iſt ſodann zwar jenem a 5 
Zuſammenkünften“. In den meiſten der übrigen Beſtimmungen (z. B. gleich (5 Abſchnitte mit 21 Paragraphen), der Inhalt beſitzt aber eine 


Urkundenfertigung Schiedsgericht, Vereinsauflöſung) iſt das Kremſer 
Statut copirt, oft allerdings in widerſprechender Weiſe. So iſt das 
Gedenkbuch an einer Stelle durch das Protokoll erſetzt, dafür iſt aber 
an einer anderen davon die Rede, daß beſonders verdienſtvolle Perſonen 
als Beförderer des Vereines in den „Jahrbüchern“ desſelben und in 
der Wohlthäterliſte verzeichnet werden ſollen, obwohl Ehrenmitglieder 
dieſen Vereinen ebenfalls bekannt ſind. Was aber Krems vollſtändig 
entbehrt, die geſellige Unterhaltung, iſt hier das Agens der an jedem 
Sonn- und Feiertage nach dem nachmittägigen Gottesdienſte ſtattfindenden 
Verſammlungen. Ueberdies ſteht das Vereinslocal zu Privatzuſammen⸗ 
künften der Mitglieder und zur Lectüre Tag für Tag bis 10 Uhr Abends, 
welche Stunde nur mit Genehmigung des Obmannes überſchritten werden 
darf, offen; „beſondere“ Verſammlungen ſetzen einen Ausſchußbeſchluß 
voraus. 30) 

Wir ſind auf dieſe Weiſe bis zum Mai 1871 gekommen. Vorher 
aber ſchon, im Februar, war mit Neuhofen an der Ybbs ein gedrucktes 
Blankett aufgetaucht und im März tritt in Mannswörth ein zweites 
hinzu; einige Wochen gehen dann die handſchriftlichen und gedruckten 
Formulare neben einander her, bis ſchließlich die letzteren das Terrain 
allein beherrſchen. Die Statuten des „katholiſch-politiſchen Caſino's in 
der Gemeinde Neuhofen a. d. Ybbs“ find vollſtändig gedruckt, nur der 
Namen der Gemeinde und des Bezirkes find, fo oft fie vorkommen, der 
eine fünf⸗, der andere einmal, der ſchriftlichen Eintragung überlaſſen; 
in dem Mannswörther Formular gibt es ſogar blos vier Lücken, die den 
Ortsnamen aufnehmen ſollen. Die Gemeinſamkeit iſt ſomit hier noch viel 
weiter ausgebildet, als in Seckau, wo doch die Zahl der Ausſchußmit⸗ 
glieder u. ſ. w. dem individuellen Ermeſſen der einzelnen Vereine über⸗ 
laſſen bleibt. Was nun das Wechſelverhältniß der zwei Statutenfamilien 
betrifft, jo iſt ſeſtzuhalten, daß fie zeitlich durchaus nicht geſchieden ſind, 
ſondern bis zum Ende ſich in einander drängen. Aber auch eine durch— 
greifende örtliche Sonderung iſt nicht zu verzeichnen. Nur ſo viel läßt 
ſich ſagen, daß Neuhoſen ſeine 11 Nachfolger ſämmtlich in ſeinem 
Viertel, dem ober dem Wienerwald, gefunden und die Mehrzahl da⸗ 
von wieder in ſeinem Bezirk, dem von Amſtetten. Ausſchließlich gehört 
aber dieſes Territorium Neuhofen keineswegs an, denn das aus dem 
Brucker Bezirk hervorgegangene Mannswörther Statut hat ſich in 14 
Vereinen in dem ganzen Lande faſt gleichmäßig verbreitet, und jo kom⸗ 
men auch zwei Vereine der zweiten Familie auf das Viertel ober dem 
Wienerwald, je einer der letzteren ſogar auf den Bezirk von Amſtetten. 


Wenn wir nun auf den Inhalt der beiden Mufterftatute blicken, 
fo erweiſt ſich zunächſt Neuhofen als d'e wenig veränderte neue Auflage 
von Mariahilf, welches ja auch bisher ſchon die meiſte Verbreitung 
gewonnen. Nur in den §§ 7, 16 und 20 find einige Abweichungen 
vorhanden; in dem erſten iſt die Pflicht zu pecuniären Leiſtungen befeitigt, 
denn es gilt blos, „die Vereinsverſammlungen nach Kräften durch alle 
geſetzlichen Mittel zu fördern und aus ganzen Kräften thätig zu ſein“, 
in dem zweiten wird es erlaubt, „katholiſche“ Gäſte einzuführen, in dem 
dritten werden die Gemeindearmen der Pſarre zur Erbſolge berufen. 
Es find dies Abänderungen, welche wir hie und da an dem Maria- 
hilfer Muſter bereits angebracht ſahen, und die nun zur Regel erwachſen 
ſind. 12 Vereine (Neuhofen, St. Peter in der Au, Loosdorf, Aſchbach, 
Oberndorf, St. Valentin, Böheimkirchen, St. Veit an der Gölſen, Hafner⸗ 
bach, Hang, Euratsfeld, Purgſtall) werden, wie geſagt, in dieſe Schablone 
gepreßt, denn ſie müſſen ſich ſogar einen Druckfehler übereinſtimmend 
gefallen laſſen, welcher in den Druck des Formulars ſich eingeſchlichen. 
Daß aber die Reaction hier fo wenig, wie in Seckau ausbleibt, zeigen 
die Vereine von Loosdorf, Oberndorf, Böheimkirchen und Purgſtall. 
Der vorgedruckte Titel weiſt die Vereine an, ſich auf eine „Gemeinde“ 
zu beſchränken und die Mehrzahl thut dies auch; die genannten vier 
vermögen es aber nicht, dieſe Selbſtbeſchränkung über das Herz zu bringen, 
und dehnen ihre Wirkſamkeit ſtatutariſch auch auf die „Umgebung“ aus. 


„Anders verhält es ſich mit der Familie Mannswörth. Hier muß 
ee jeder Verein ſeine Wirkſamkeit auch auf die Umgebung ſeines 
Slandortes erſtrecken; ſelbſt Ybbs, welches einen eigenen Druck der 


Statuten für ſich veranſtaltet hat, macht hierin keine Ausnahme. Der 


) Das »katholiſch⸗patriotiſche Volkscaſino“ in Reg und der „katholiſch⸗ 
patriotische Bauernverein“ von Mauer lehnen ſich bis zu gewiſſem Grade auch 
an dieſe Gruppe an 
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mehrfach verſchiedene Faſſung, ſo daß neben der Anlehnung an das 
Mariahilfer Muſter ein zweiter Einfluß unverkennbar iſt Der Druck⸗ 
ort verhilft uns auf die Spur. Sowie das Neuhofner Blankett durch 
ſeinen Druck in St. Pölten „im Selbſtverlage des conſt. Volksvereines 
f. d. V. O. W. W.“ ſämmtliche Vereine ſeiner Familie als Schöpfungen 
des St. Pöltner Volksvereines erſcheinen läßt, ſo leitet uns der Druck 
der Mannswörther Schablone bei „F. Eipeldauer, im Verlage von 
Karl Sartori in Wien“ auf die Spur der Reſidenz. Und ſo iſt es in 
der That, faſt alle Abweichungen von dem Mariahilfer Muſter, ſo die 
Formulirung von Zweck und Mitteln, ſind dem niederöſterreichiſchen 
Volksvereine abgelernt, nur iſt man als Localverein beſcheidener, verzichtet 
auf weittragende „gemeinnützige Unternehmungen zur Hebung des 
materiellen Wohlſtandes“ ſowie auf die ſelbſtſtändige Herausgabe von 
Druckſchriften und eines Vereinsblattes, denn man kann ſich wahrſchein⸗ 
lich mit der Verbreitung der Publicationen des Hauptvereines zur Ge⸗ 
nüge beſchäftigen, mit dem man ja die „katholiſch-patriotiſchen“ Intereſſen 
gemein hat. Alle jene Abänderungen an dem Mariahilfer Muſter hin⸗ 
gegen, welche Neuhofen vorgenommen hat, ſind hier weggeblieben, die 
monatlichen Geldbeiträge, die Gliederung des Ausſchuſſes, der Abſtimmungs⸗ 
modus, die Einführung von Gäſten ohne Rückſicht auf deren Katholicität, 
die teſtamentariſche Erbfolge ſind ohne die geringſte Modification bei⸗ 
behalten, und auch die Druckfehler Neuhofens ſind glücklich vermieden. 
Nur in einem Punkte haben beide Redactionen an der Mariahilfer 
Ueberlieferung gerüttelt, Neuhofen will ſtatt der wöchentlichen Verſamm⸗ 
lungen ſolche blos an jedem zweiten Sonntage und Mannswörth läßt 
die Verſammlungszeit ganz unbeſtimmt. 

Faſſen wir all das über Niederöſterreich Geſagte zuſammen, fo 
wird das Urtheil kein anderes ſein können, daß trotz aller vorhandenen 
Leiſtungen das Nefultat, für die Wiener Diöceſe zumal, kein ſehr be⸗ 
deutendes iſt. Wie ſehr die Verhältniſſe eine Agitation von Wien aus in 
die Ferne begünſtigen, dies lehrt das Beiſpiel des Mariahilfer Statuts, 
welches, obwohl nicht originell, ſich weithin Bahn bricht. Trotzdem hat 
Wien die Führung des kirchlichen Oeſterreich nicht übernommen und die 
Organiſation innerhalb der Dideeſe ſelbſt bleibt eine vielgeſtaltige, welche 
den Mangel einer Leitung von oben verräth. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ein von der politiſchen Behörde im competenten Wirkungskreiſe 

zuerkannter Beſtand einer Waſſerleitung kann im Civilrechtswege 

nicht annullirt werden. Caſſirung der gerichtlichen Urtheile von 
Amtswegen. 

Der Grundbeſitzer 3. A. in O., Gemeinde F., iſt am 8. Mai 
1877 bei der Bezirkshauptmannſchaft H. um die Bewilligung zur Er⸗ 
bauung einer Mauthmühle am ſogenannten O .. bachl auf feiner Wald⸗ 
parcelle 1959 eingeſchritten. Nach dem Bauprojecte ſollte die Leitung 
des Betriebswaſſers am rechten Ufer des Baches über die Waldparcelle 
1873 des Grundbeſitzers L. B. ſtattfinden. 

Die Stadtgemeinde F. erhob Einſprache, da das Waſſer, an 
welchem die Mühle erbaut werden ſollte, ihr Eigenthum ſei. Dieſe Ein⸗ 
wendungen wurden aber von der Bezirkshauptmannſchaft als nicht ſtich— 
hältig befunden, und da auch L. B. keinen Einſpruch erhob, bewilligte 
die Bezirkshauptmannſchaft mit dem Beſcheide vom 23. November 1877, 
8. 5553, die Errichtung der projectirten Mauthmühle. 

Nachdem aber laut Protokolles des Stadtgemeindeamtes F. duo. 
26. November die Ehegattin des Grundbeſitzers L. B. ihre Zuſtimmung 
zur Errichtung des Mühlgerinnes auf der Waldparcelle 1873 als Mit⸗ 
beſitzerin verweigerte und in Folge deſſen auch L. B. ſeine unterm 
9. October abgegebene Zuſtimmung widerrief, wurde dem J. A. mit 
bezirkshauptmannſchaftlichem Erlaſſe vom 19. December 1877, Z. 5716, 
eröffnet, daß der Bau der Mauthmühle bis zur Erwirkung der Zuſtim⸗ 
mung ſeitens der Eheleute B. nicht begonnen werden dürfe. Dagegen 
recurrirte J. A. 

Die Statthalterei in Graz hat mit Erkenntniß vom 10. April 
1878, 3. 4493, den bezirkshauptmannſchaftlichen Beſcheid behoben, die 
eitirte Entſcheidung vom 23. November 1877, 3. 5553, reſtituirt und 


die Eheleute B. mit ihrer protokollariſchen Eingabe ddo. F. 26. No⸗ 
vember 1877 nach $ 76 des Waſſerrechtsgeſetzes vom 18. Jänner 1872 
auf den Rechtsweg verwieſen. — Gründe: 

„Bei der Localerhebung und Verhandlung am 24. October 1877 
hat der hiezu vorgeladene Beſitzer der Grundparcelle Nr. 1873 die Ein- 
willigung dahin gegeben, daß das Gerinne für die vom Beſchwerde⸗ 
führer J. A. projectirte Mauthmühle über dieſe Parcelle gegen Schad— 
loshaltung bei wirklich entſtehendem Schaden gelegt werden dürfe. 

Es iſt auch in dieſem Sinne mit bezirkshauptmannſchaftlicher Ent⸗ 
ſcheidung ddo. H. 23. November 1877, Z. 5553, dem J. A. die 
Errichtung der Mauthmühle und die Herſtellung der hiefür nothwen⸗ 
digen Wafſerbauten bewilligt und iſt demſelben das betreffende Decret 
am 26. November 1877 zugeſtellt worden. 

J. A. hat Rechte hiedurch erworben, wornach die Entſcheidungs⸗ 
behörde nach der Miniſterialverordnung vom 30. Auguſt 1868, R. G. Bl. 
Nr. 124, nicht mehr befugt war, im eigenen Wirkungskreiſe dieſe ihre 
Entſcheidung abzuändern. 

Eine ſolche Abänderung wurde aber von der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft in H. mittelſt des in Beſchwerde gezogenen Beſcheides vom 19. De⸗ 
cember 1877, 3. 5716, ausgeſprochen, da mit demſelben dem J. A. 
die Ausführung der nach obeitirter Eutſcheidung vom 23. November 
1877 bewilligten Mauthmühlanlagen inſolange unterſagt worden iſt, als 
er nicht von den Eheleuten B. die Zuſtimmung zur Ausführung des 
Gerinnes über die Parcelle Nr. 1873 wieder erwirkt hat. 

Es war daher aus dem vorangeſührten formellen Grunde der in 
Beſchwerde gezogene Beſcheid zu beheben. 

Derſelbe war aber auch aus materiellen Gründen zu beheben und 
mußte in zweiter Juſtanz eutſchieden werden. Denn es wird dieſer Be— 
ſcheid, reſpective die Siſtirung der Bauherſtellungen damit begründet, 
daß am 26. November 1877 die Ehegattin des Grundbeſitzers L. B., 
Namens C. B., als Mitbeſitzerin der Parcelle Nr. 1873 die Zuſtim⸗ 
mung zu der Anlage der Mühle nicht gegeben hat. 

Dieſe Verweigerung der Einwilligung iſt jedoch erſt nach der 
Commiſſion, ja nach Fällung der Entſcheidung bekanntgegeben worden 
und war dieſelbe im Hinblicke auf 8 76 Waſſerrechtsgeſetz um ſo weni⸗ 
ger im Adminiſtrativverfahren zu berückſichtigen, als bei der Commiſſion 
am 24. October 1877 der Ehegatte der C B. die Einwilligung zum 
Baue ausdrücklich gegeben hat und angenommen werden muß, daß der— 
ſelbe als geſetzlicher Vertreter ſeiner Ehegattin auch für dieſelbe die 
Zuſtimmungserklärung abgegeben hat. 

Auch iſt im Sinne des eitirten $ 76 die Abhaltung der Wafler- 
baucommiſſion am 24. October 1877 mit Kundmachung der Stadt— 
vorſtehung F., dds. 30. September 1877, 3. 508, den Intereſſenten 
bekanntgegeben worden.“ 

Das Ackerbauminiſterium hat über die Beſchwerde der Stadt— 
gemeinde F. mit Erlaß vom 7. Juli 1878, 3. 5808, die Statthal⸗ 
terei⸗Entſcheidung beſtätigt. 

Im weiteren Verlaufe hat der oberſte Gerichtshof ein Urtheil 
des Bezirksgerichtes in F., ddo. 25. Juni 1879, Z. 1127, wornach 
J. A. zur Beſeitigung der auf dem Grunde der Eheleute B. errichteten 
Waſſerleitung verpflichtet erkannt wurde, beſtätigt und wurde demnach 
vom Bezirksgerichte die Vollſtreckung des erſtrichterlichen Urtheils, näm⸗ 
lich die Beſeitigung der Rinnen, mittelſt welchen J. A. das Waſſer zu 
ſeiner Mühle leitet, den 11. Mai 1880 angeordnet. 

Nachdem die Herſtellung der fraglichen Anlagen und ſpeciell der 
in Rede ſtehenden Waſſerzuleitungsrinne in der bewilligten Weiſe erfolgt 
war, jo kann die Ausübung der vorbezeichueten Dienſtbarkeit nicht ge- 
hindert werden ($ 80, Abi. 3 des Waſſerrechtsgeſetzes ex 1872), woran 
auch der Umſtand nichts ändert, daß den Eheleuten B in den oben 
citirten Adminiſtrativentſcheidungen der Rechtsweg nach § 76 desſelben 
Geſetzes eingeräumt worden war. Denn es kann wohl nicht in der 
Tendenz des § 76, noch im Sinne der nach Vorſtehendem erfolgten 
Verweiſung der Eheleute B. auf den Rechtsweg liegen, daß eine öffent- 
lich rechtlich zuerkannte Dienſtbarkeit im civilrechtlichen Beſitzſtörungs⸗ 
verfahren annullirt werde, und daß hiebei möglicher Weiſe auch öffent- 
liche Intereſſen berührt werden. 

Nachdem jedoch auch weiter über die Frage, ob J. A. mit Recht 
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Beſitzſtörungsſtreit der Eheleute B. gegen J. A. puncto Beſeitigung der 
in Rede ſtehenden Waſſerleitungsrinne und der zum Tragen derſelben 
beſtimmten Säulen von klägeriſcher Grundparcelle Nr. 1873 als zum 
Rechtsverfahren nicht gehörig und dürften in Gemäßheit der Beſtim⸗ 
mungen des § 48, Abſ. 2 der Jurisdictionsnorm vom 20. November 
1852, R. G. Bl. Nr. 251, ſowohl dieſes Beſitzſtörungsverfahren, als 
das diesfalls geſchöpfte Erkenntniß des Bezirksgerichtes F. vom 25. Juni 
1879, 3. 1127, und endlich auch die darauf baſirten Executions⸗ 
beſcheide der Civilgerichte von Amtswegen als ungiltig aufzuheben ſein. 

Die Statthalterei hat demnach in Erwägung dieſer Gründe bei 
dem Ackerbauminiſterium den Antrag auf entſprechende Abhilfe geſtellt. 
Darüber iſt nachſtehende Erledigung des oberften Gerichtshofes vom 
19. October 1880, 3. 9752, an das Oberlandesgericht in Graz 
erfloſſen: 

Unter Rückſchluß der mit dem Berichte vom 11. Auguſt 1880, 
3. 9126 vorgelegten Acten wird dem Oberlandesgerichte zur weiteren 
Verfügung eröffnet: In der Erwägung, daß das Ackerbauminiſterium 
mit Note vom 30. Juni 1880, Z. 6361, dem oberſten Gerichtshofe 
den Antrag ſtellte, die über die vom L. und C. B. gegen J. A. peto. 
Befeitigung einer Waſſerleitung beim Bezirksgerichte in F. eingebrachte 
Klage d. p. 30. Mai 1879, 3. 950, eingeleiteten Verhandlungen 
und gefällten Entſcheidungen, ſowohl im Erkenntniß⸗ als auch im Exe⸗ 
cutionsverfahren auf Grund des $ 48 J. N. als ungiltig aufzuheben, 
weil dieſelben irriger Weiſe von dem Civilrichter vorgenommen wurden 
und die Eutſcheidung zwiſchen den Parteien bereits rechtskräftig geworden 
iſt; in der Erwägung, daß nach Einſicht der Acten, welche in dieſem 
Gegenſtande ſowohl bei der politiſchen Behörde als auch bei dem Civil⸗ 
richter gelaufen find, Sich herausſtellt, daß mit dem Deerete der Be— 
zirkshauptmannſchaft in H. vom 23. November 1877, Z. 5553, dem 
J. A., Grundbeſitzer in O., über ſein Einſchreiten um die Bewilligung 
zum Baue einer Mauthmühle mit einem oberſchlächtigen Waſſerbezuge 
auf der eigenthümlichen Parcelle Nr. 1959 am ſogenannten O . . bache, 
die angeſuchte Bewilligung unter Vorſchreibung techniſcher Modalitäten 
und zwar auch unter der Bedingung ertheilt wurde, daß die Ausleitung 
des Betriebswaſſers aus dem O. bache auf der Parcelle Nr. 1873 
des L. B. nur durch Einlegung einer 15 Em. breiten und 15 Em. 
tiefen Rinne ohne jede Schwellvorrichtung ausgeführt werde, und daß 
das Betriebswaſſer in einer Länge von 53 Meter in dem oben ange— 
gegebenen Gerinne auf das oberſchlächtige Mühlrad zu leiten iſt, von 
wo dasſelbe ungehindert in den Bach abzufließen hat, daß weiters in 
dem erwähnten Decrete der Bezirkshauptmannnſchaft ausgeſprochen wurde 
daß dem L. B. für jede, durch die Anlage des Gerinnes entſtehende 
Beſchädigung der Parcelle Nr. 1873 die betreffende Entſchädigung zu 
leiſten ſei; in der Erwägung, daß obige Entſcheidung der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaſt mit der Erledigung der Statthalterei vom 10. April 
1878, Z. 4493, reſtituirt und die Eheteute L. und C. B. mit ihrer pro⸗ 
tokollariſchen Eingabe d. p. 26. November 1877 nach $ 76 des Waſſer⸗ 
rechtsgeſetzes vom 18. Jänner 1872 auſ den Rechtsweg gewieſen wurden; 
in der Erwägung, daß L. und C. B., wie fie in der beim Bezirks- 
gerichte in F. eingebrachten Klage d. p. 30. Mai 1879, 3. 950, 
anführen, gegen die erwähnte Erledigung der Statthalterei eine Be⸗ 
ſchwerde nicht erhoben haben, übrigens dieſe Erledigung über Recurs 
der Stadtgemeinde F. mit dem Erlaſſe des Ackerbauminiſteriums vom 
7. Juli 1878, 3. 5808, beſtätigt worden iſt und aus dem aus 
Anlaß der Collaudirung dieſes vom J. A. ausgeführten Mühlbaues 
aufgenommenen Protokolle vom 10. October 1878 hervorgeht, daß 
L. B. nichts vorzubringen hatte 

Mit Rückſicht auf dieſen Sachverhalt, aus welchem ſich ergibt, 
daß es ſich um Bewilligung der Erbauung einer Mauthmühte mit dem 
dazu gehörigen Waſſerbezuge und um die dem Bauführer J. A. ein⸗ 
geräumte Dienſtbarkeit der Aufſtellung, reſp. Führung der zum Waſſer⸗ 
bezuge dienlichen Rinne über die den Eheleuten B. gehörige Parcelle 
Nr. 1873 handelt, welche Bewilligung von der politiſchen Behörde nach 
88 69, 24 des Landesgeſetzes für Steiermark vom 18. Jänner 1872, 
3. 8, competent und rechtskräftig ertheilt worden iſt, in Folge deſſen 
die Herſtellung der fraglichen Anlagen erfolgte, woran auch der Umſtand 
nichts ändert, daß in der Erledigung der Statthalterei vom 10. April 


oder eigenmächtig ein Waſſer aus einem öffentlichen Bache als Motor 1878 die Eheleute B. nach 8 76 des Waſſerrechtsgeſetzes vom 18. Jänner 


für eine Mauthmühle über den Grund der Eheleute B. leitet, nach 
§ 69 des Waſſerrechtsgeſetzes nur die politische Behörde, keinesfalls 
aber der Civilrichter zu entſcheiden hat, ſo erſcheint der eingeleitete 


1872 auf den Rechtsweg gewieſen wurden, weil dieſer Verweiſung nicht der 
Sinn beigelegt werden kann, den von der politiſchen Behörde im com- 


petenten Wirkungskreiſe zuerkannten Beſtande einer Waſſerleitung im 


Civilrechtswege zu annulliren; findet der oberſte Gerichtshof auf Grund 
des 8 48 J. N. in Stattgebung des Antrages des Ackerbauminiſteriums 
das in Folge der Klage d. p. 30. Mai 1879, 3. 950, des L. und 
der C. B. gegen J. A. durchgeführte Verfahren, dann das Urtheil 
des Bezirksgerichtes F. vom 25. Juni 1879, 3. 1127, und das auf 
Grund dieſes Urtheils durchgeführte Executionsverfahren als nichtig auf⸗ 
zuheben und dem Bezirksgerichte aufzutragen, die oberwähnte Klage als 
zu einem gerichtlichen Verfahren nicht geeignet den Klägern zurückzu- 
ſtellen. Auch ſind die Kläger L. und C. B. ſchuldig, die dem Geklagten 
J. A. verurſachten beſonders zu liquidirenden Koſten derſelben zu 
erſetzen. 18, IK, 


Zur Entſcheidung von Beſtitzſtreiten über Grundſtücke, auf denen 
behördlich noch nicht conſentirte Waſſerbauten ausgeführt werden 
wollen, find die Gerichtsbehörden competent. “) 

Behufs Sicherſtellung der Ufer des Flüßchens S. und Ableitung 
des Gewäſſers hieraus, welches alljährlich Abriſſe an den Ufergründen 
verurſachte, in das frühere Bett desſelben, hat der Gutsbeſitzer S. R. 
auf der Grundparcelle Z. Baumaterial, insbeſondere Reiſig und Pflöcke 
deponirt, um vorerſt zur Wiederherſtellung der beſchädigten Ufertheile 
zu ſchreiten. Hierin wurde er von dem Gemeindevorſtande in S. geſtört, 
indem derſelbe die ausgeſendeten Arbeiter davontrieb und ihnen die Aus— 
führung der Regulirungsarbeiten unterſagte, weshalb ihn S. R. wegen 
Beſitzſtörung klagte. 

Das k. k. Bezirksgericht zu S. hat laut des Erkenntnißbeſcheides 
vom 3. Auguſt 1879, 3. 4824, den Kläger ab- und an die zuſtän⸗ 
dige Adminiſtrativbehörde gewieſen, denn nach den SS 16, 41, 75 des 
Waſſerrechtgeſetzes vom 14. März 1875, L. G. Bl. Nr. 38, gehören 
alle Angelegenheiten betreffend die Benützung, Leitung und Abwehr der 
Gewäſſer, namentlich auch die Abänderung des natürlichen Laufes flie— 
ßender Gewäſſer, zu denen die vorläufige Bewilligung erforderlich iſt, 
zur Competenz der politiſchen Behörden. Es iſt daher das Bezirksgericht 
in der vorliegenden Angelegenheit, in der es ſich eigentlich um die 
Aenderung des natürlichen Ablaufes des Flüßchens S. handelt, zur 
Fällung einer Entſcheidung nicht berufen, und es mußte mithin der 
Kläger im Grunde des $ 5 des kaiſerlichen Patentes vom 27. Oetober 
1849, R. G. Bl. Nr. 12, mit ſeiner Klage an die zuſtändige Behörde 
gewieſen werden. Die Einwendung des Klägers, daß das beſagte Fluͤßchen 
an dem Orte, wo die vermeintliche Beſitzſtörung ſtattfand, ein Privat— 
gewäſſer iſt, konnte nicht beachtet werden, denn derſelbe hat entgegen 
dem § 3 des citirten Waſſergeſetzes und dem Geſetze vom 30. Mai 
1869, R. G. Bl. Nr. 93, ſeinen ſpeciellen Rechtstitel hierauf nicht 
einmal ausgewieſen, geſchweige denn dargethan, und überdies iſt nach 
den 88 10 und 11 des Waſſergeſetzes ſelbſt das Recht der Benützung 
der Wäſſer und der Aenderung ihres natürlichen Laufes eingeſchränkt, 
darf mithin ohne Vorerhebung und Bewilligung der Behörde nicht aus— 
geübt werden. 

Das k. k. Oberlandesgericht hat zufolge Deerets vom 17. Februar 
1880, Z. 3488, die erſtrichterliche Entſcheidung beſtätigt, ungeachtet die 
k. k. Statthalterei zu L. laut Zuſchrift ddo. 25. December 1879, 
8. 9314, ſich für die Competenz der Gerichte ausgeſprochen hatte, — 
denn (jo die Motive des Obergerichtes) zufolge Art. 15 des Staats⸗ 
grundgeſetzes vom 2. December 1867, R. G. Bl. Nr. 144, ſind die 
Gerichtsbehörden zur Wahrung ihres eigenen Wirkungskreiſes verpflichtet. 
ohne Rückſicht auf allfällige Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden. 
Wenngleich mithin die k. k. Statthalterei eröffnet hat, daß die Ent⸗ 
ſcheidung der vorliegenden Streitangelegenheit vor die Gerichte gehöre, 


weil es ſich hier um den Beſitz desjenigen Grundſtückes handelt, auf 


welchem das Baumaterial deponirt wurde: ſo kann doch das Oberlandes— 
gericht dieſer Meinung nicht beipflichten und theilt vielmehr die Auf— 
faſſung des erſten Richters, zumal die Durchgrabung des Schotter- 
platzes und die Näherrückung an die Grundſtücke der Gemeinde S. die 
Rechte dieſer Gemeinde berührt ($ 41 alınca 2 des Waſſergeſetzes 
vom 14. März 1875), und der Widerſtand gegen die Ausführung 
der intendirten Regulirungsarbeiten angeſichts des Umſtandes, daß 
Kläger hiezu die Bewilligung der politiſchen Behörden nicht erwirkt 
hat, nicht als eigenmächtiger Vorgang, welcher der gerichtlichen Judi— 
catur unterläge, aufgefaßt werden kann, ſondern als Nichtzulaſſung 


) In Uebereinſtimmung mit der Entſcheidung in Nr. 25 dieſer Zeit⸗ 
ſchrift, Jahrgang 1880, S. 105, — jedoch im Widerſtreite mit jener in Nr. 28, 
ebenda S. 117, — ſtehe übrigens auch die Anmerkungen hiezu. 
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einer möglichen Verkürzung der Rechte der Gemeinde ſich darſtellt. Viel— 
mehr könnte das Einſchreiten der Gerichte nur erſt damals ſtattfinden, 
weun Kläger die politiſche Bewilligung etwa ſchon erwirkt hätte, und 
die Gemeinde S. nichtsdeſtoweniger die Vornahme der Regulirung nicht 
zuließe. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch mittelſt Eutſcheidung 
vom 19 Mai 1880, 8. 5672, die beiden gleichlautenden Entſcheidungen 
der Untergerichte aufgehoben, und die meritoriſche Erledigung des Beſitz— 
ſtörungsſtreites in erſter Inſtanz aufgetragen, ans Gründen: Die Gemeinde 
S. hat gegen die vorliegende Beſitzſtörungsklage zweierlei Einwendungen 
erhoben: erſtens, daß die Gerichtsbehörden zur Entſcheidung derſelben nicht 
competent ſind, weil Kläger aufliegend Arbeiten und Bauführungen in Ab— 
ſicht auf theilweiſe Aenderung des natürlichen Laufes des Flüßcheus S. 
intendire, wozu er der Bewilligung der Adminiſtrativbehörde bedurfte, 
mit der er ſich jedoch nicht ausgewieſen habe, und zweitens, weil Kläger 
das Grundſtück nicht im Beſitze habe, worauf er das beſagte Ban— 
material deponirte, indem dasſelbe als Servituts-Aequivalent der 
Gemeinde S. zugehöre. Der Kläger geſteht ſerner zu, daß er vor In— 
angriffnahme der beſagten Waſſerregulirungsarbeiten die Bewilligung 
der politiſchen Behörde erwirken müſſe, und führt in der Replik an, 
daß er von der Proviſorialklage zurücktreten würde, falls die Gemeinde 
blos die Einwendung der Unzuſtändigkeit der Gerichte erhoben hätte, 
daß er dies aber nicht thun könne, weil die Gemeinde jetzt auch das 
Recht des Klägers bezüglich des Beſitzes des betreffenden Grundſtückes 
beſtreite. Es iſt nun aufliegend, daß wenn es ſich um Ausführung von 
Waſſerbauten handelt, vorerſt die Beſitzfrage rückſichtlich der Gründe 
entſchieden werden müſſe, wie dies auch die k. k. Statthalterei in der 
obeitirten Note ausdrücklich anerkannt hat. Da nun die Entſcheidung 
wegen geſtörten Beſitzes von Grundſtücken nach den Civilproceßgeſetzen 
und dem kaiſ. Patente vom 27. October 1849 den Gerichten zukömmt, 
jo iſt der Reviſiousrecurs des S. R. vollſtändig begründet, es waren 
daher beide unterrichterliche Verordnungen zu beheben und dem Gerichte 
erſter Inſtanz die meritoriſche Erledigung des Beſitzſtreites in erſter 
Inſtanz aufzutragen. IR, 


Geſetze und Berordnungen. 
1880. III. Quartal. 


Landes⸗Geſetzblatt für das Königreich Böhmen. 
VIII. Stück. Ausgeg. am 13. Auguſt. 

28. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 2. Juni 1880, 
8. 32.795, betreffend die Bemauthung der im Zuge der Bahnhofzufahrtſtraße 
befindlichen Gemeindebrücke in Rakonitz. 

29. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 4. Juni 1880, 
Z. 33.839, betreffend einige Abänderungen in dem Statute vom 8. Jänner 1880 
über die Zuſammenfetzung und den Wirkungskreis des Landes-Culturrathes für 
Böhmen. 

30. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 21. Juni 1880, 
3. 19.061, betreffend die Bemauthung der von Kohljanowie nach Pivnisko führen⸗ 
den Bezirksſtraße. 

31. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 25. Juni 1880, 
3. 38.504, betreffend die Bemauthung der neuerbauten Gablonz-⸗Radler Bezirksſtraße. 

32. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 27. Juni 1880, 
8. 35.117, betreffend die Aenderung in dem Umfange der iſraelitiſchen Cultus⸗ 
gemeinden in Böhmen zur Vornahme der Functionen im Sinne der Statt— 
halterei⸗Verordnung vom 21. April 1877, 8. 20.783, L. G. Bl. Nr. 30. 

IX. Stück. Ausgeg. am 6. September. 

33. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 5. Juli 1880, 
Z. 39.141, betreffend die Bemauthung der Schaboglück-Tſchekowitzer Bezirksſtraße. 

34. Kundmachung des k. k Statthalters für Böhmen vom 6. Juli 1880, 
3. 39.142, betreffend die Bemauthung der Wranna⸗Rostovic⸗Cernucer Bezirksſtraße 

35. Kundmachung der k. k. Statthalterei für Böhmen vom 15. Juli 1880, 
3. 38.503, betreffend die Aufſtellung von zwei neuen Mauthfchranken auf der 
Prag⸗Podbaber und Prag⸗Roſtoker und auf der Dewic-Wokowic⸗Herrndorfer⸗ 
Bezirksſtraße. 

36. Kundmachung der k. k. Statthalterei für Böhmen vom 31. Juli 1880, 
3. 36.893, womit im Einvernehmen mit dem k. k. böhmiſchen Oberlandesgerichte 
für die königl. Landeshauptſtadt Prag und die übrigen im Prager Polizei⸗Rayon 
gelegenen Ortſchaften die Termine zur Kündigung und Räumung gemietheter 
Wohnungen und ſonſtiger unbeweglichen Sachen abgeändert werden. 


X. Stück. Ausgeg. am 15. September. Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Johann Ruziczka zum 


0 8 7. + 1880, wirkſ mn Se SE Statthaltereirathe bei der mähriſchen Statthalterei ernannt. 
\ 3. Sr ah 5 een ee SE e Seine Majeſtät haben den Cuſtos der Grazer Univerſitäts⸗Bkbliothek Dr. 
mit welchem der Stadtgemeinde Prag im Nachhange zu dem Landesgeſetze vom Alois Müller zum Univerſitäts⸗Bibliothekar in Graz ernannt. 


25. Janner 1878 die Bewilligung erteilt wird, bei dem Carré längs der ver⸗ Der k. u. k. gemeinſame oberſte Rechnungshof hat zwei bei demſelben 
längerten Hybernergaſſe eine weitere Baufläche von 10945 Q.-Kl. oder 393·58 erledigte Rechnungsrathsſtellen den Rechnungsrathsadjuncten Franz Paplicek 
Q. Meter zu veräußern. und 1 ns von fie vd ee 
i r 80070 ER EN: 2 er Finanzminiſter hat den Finanzeommiſſär Kar reinzer zum 
385 Geſetz vom 18. Auguſt 1880, wirkſam für das Königreich Böhmen, Finanzſecretär er 9 Finanzcommiſſäre Dekar Manger v. Kirchsberg, 
womit das Geſetz vom 24. Februar 1873, L. G. Bl. Nr. 16, betreffend die Er- Ottomar Piskorſch und Karl Ritter von Paumgartten zu Finanzober⸗ 
richtung und Erhaltung der öffentlichen Volksſchulen, erläutert wird. commiſſären der niederöſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection ernannt. , 
39. Kundmachung der k. k. Statthalterei für Böhmen vom 2. Auguſt 1880, Der Finanzminiſter hat den Finanzſeeretär Johann Lagarde zum Finanz⸗ 
˙VNbetreffend die Vemautt 92 Wols d Bezirksſtr rathe der böhmiſchen Finanz⸗Landesdirection ernannt. 
n JJ... UNE altrape. Der Handelsminiſter hat den Commiſſär der Generalinſpection der öfter: 
40. Kundmachung der k. k. Statthalterei für Böhmen vom 6. Auguſt 1880, reichiſchen Eiſenbahnen Alexander Rainer zum Inſpector bei derſelben ernannt. 
3. 12.048, betreffend die Verlängerung des Mauthbezuges auf der 1 =— = - 


Schönborn nach Schönlinde. Erled i g ungen. 
41. Kundmachung der k. k. Statthalterei für Böhmen vom 10. Auguſt Secundararztesſtelle an der Landes⸗Irrenanſtalt in Wien mit 600 fl. 

1880, 3. 48.167, betreffend die Verlegung des Mauthſchrankens in Popkowic | Honorar, Naturalwohnung und Verpflegung I. Claſſe, bis 25. Jänner. (Amtsbl. 
auf der Pardubic-Prelaucer Bezirksſtraße. Nr. 5 ue derten Ne 1 ah 
De f k ei für Bz echnungsrevidentenſtelle, eventue echnungsofficials⸗ un echnungs⸗ 

80 85 e e Bea een a 1 n 3 aſſiſtentenſtelle mit den Bezügen der neunten, reſpective zehnten und eilften 
Z. 53.522, betreffend die Genehmigung der zur Deckung der Landesbedürfniſſe [Rangsclaſſe bei der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei, bis Ende Jänner. (Amtsbl. 
für das Jahr 1880 beſchloſſenen Landtagsumlage. Nr. 10.) 


43. Kundmachung der k. k. Statthalterei für Böhmen vom 30. Auguſt 1880, 
3. 45.461, betrefferd die Bemauthung der Radnic-Chomler Bezirksſtraße. | Soeben erſchien im Verlage von Moritz Perles in Wien, 
Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für die Markgrafſchaft ] Bauernmarkt Nr. 11: 


Mähren, Der Staatsheamte. 
| 


XVII. Stück. Ausgeg. am 21. Juli. 
„2% Kundmachung der k. k Finanz Londesdirection vom 12. Juni 1880, Kalendarium und Jahrbuch für die k.k. öſterr. Civilbeamten pro 1881. 
betreffend den Verſchleißpreis mehrerer Havannah-Cigarren⸗Sorten. Dieſes mit großer Sorgfalt von Dr. Friedrich Hönig, General 
25. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 10. Juli 1880, betreffend Secretär⸗Stellvertreter des Erſten allgemeinen Beamtenvereines, redigirte Werk 
div Verleihung des Befugniſſes eines Civilgeometers enthält ein authentiſches Verzeichniß aller k. k. Staatsbeamten. 
XVIII. Stück. Ausgeg. am 26. Juli. 1 Preis eleg. geb. 2 fl. 
26. Kundmachung der k. k. Statthalterei in Mähren vom 16. Juli 1880, | Buchhandlung von Moritz Perles in Mien, 
3. 11.205, betreffend die Verpflegstaxen in der öffentlichen Krankenanſtalt in = . — 
Zuaim. 


Bauernmarkt 11. 


27. Kundmachung der k. k. Finanz-Landesdirection vom 16. Juli 1880, Im Verlage der Manz'schen k. k. Hofverlags- und 
betreffend den Verſchleißpreis von Cigaretten. ‚| Universitäts-Buchhandlung in Wien sind soeben erschienen 


XIX. Stück. Ausgeg. am 31. Auguſt. und in allen Buchhandlungen zu haben: 

28. Kundmachung der k. k. Statthalterei in Mähren vom 19. Auguſt Bunzl, Dr. Karl. Director der nied. österr. Escompte- 
1880, betreffend die Verpflegstaxen im Dr. Heidrich'ſchen Krankenhauſe in Gesellschaft, Material zu einem Cheque-Gesetzent- 
Troppau. wurf. 3 Bogen 8. geh ftet. Preis 50 kr. ö 

29. Kundmachung der k. k. Statthalterei in Mähren vom 20. Auguſt | Fuchs, Dr. W., Privatd cent der Rechte an der Wiener | 


1880, betreffend die Beſtimmung der Ein- und Ausladeſtationen für Transporte Universität, Die Karten und Marken des täglichen 


von Wiederkäuern auf Eiſenbahnen. | Verkehres. 3 Bogen 8 geheftet. Preis 40 kr. 
XX. Stück. Ausgeg. am 1. September. 'j Ihering, Dr. Rudolph von, Geh. Justizrath und Universitäts- 

30. Verordnung des k. k. Juſtizminiſteriums vom 12. Auguſt 1880, be- professor zu Göttingen, Der Kampf um's Recht. 6. 
treffend die Zuweiſung der Gemeinde Hajow zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes unveränderte Auflage mit einem neuen Vorwort. 


Freiberg in Mähren. | 5 Bogen kl. 8. geheftet. Preis 60 kr. 

31. Kundmachung der k. k. Statthalterei für Mähren vom 18. Auguſt Obentraut, Adolph Ritter von. Landtags- und Reichsraths- 
1880, betreffend die Zuweiſung der Gemeinde Hajow des Miſteker politiſchen abgeordueter, Handbuch, systematisches, der österr. 
Bezirkes zum Sprengel der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Neutitſchein. Sanitätsgesetze, alle giltigen Gesetze und Verord- 


32. Geſetz vom 18. Auguſt 1880, wirkſam für die Markgrafſchaft Mähren, nungen über das Sanitätswesen enthaltend. Zweite, 
womit die 88 51 und 55 des Geſetzes vom 24. Jänner 1870 für die Markgraf vielfach vermehrte und verbesserte Aufl. 40 Bogen 8. 
ſchaft Mähren zur Regelung der Errichtung, der Erhaltung und des Beſuches geheftet. Preis 4 fl. 
der öffentlichen Volksſchulen abgeändert werden. | In Drahtband mit Lederrücken 5 fl. | 
33. Geſetz vom 18. Auguſt 1880, wirkſam für die Markgrafſchaft Mähren, | Schaffer, Franz Joseph, weiland k. k. Finanz-Oberinspector | 
betreffend die Gleichſtellung der Gehaltsbezüge der Unte lehrerinnen an öffentlichen | in Braunau, Das Hausirgesetz im Zusammenhange 
Volksſchulen mit jenen 0 Unterlehrer | mit den seithe: erflossenen nachträglichen Erläuterungen | 

ker XXI. Stück. Ausgeg. am 21. September. ® und den sonstigen auf dasselbe Bezug nehmenden 

. Geſetz 0 23. Auguſt 1880, womit Beſtimmungen über die Pflicht gesetzlichen Bestimmungen. Dritte berichtigte und 

zur Bezeichnung der Fuhrwerke mit dem Namen ihrer Vefiger erlaſſen werden. ver mebrte Auflage, 3½ Bogen 8. geheftet. Preis 30 kr 

RE ö - Verwaltungsgerichtshofs-Erkenntnisse nach $ 6 des Ge 

Seine Mojeftät 155 5 va a 15 oe : . setzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. ex 876 
ei elta en den Juſtizminiſter Moriz Freiherrn von Strei \ z 5 EEE a ündliche | 

Di den Handelsminiſter Ritter von Kremer über ihr Anſuchen in Gnaden von | > 36, geschöpft ohn 55 e e e mündliche 
15 Aemtern enthoben und den Statthalter Felix Freiherrn von Pino zum Verhandlung. Zusammengestellt von Dr. Adam Frei- 
ante: ernannt, die Leitung des Juſtizminiſteriums dem Minifter Dr. herrn von Budwinski, k. k. Sectionsrath. Jahrgang | 

Se een, 1876 - 1878. Erstes Heft. 10 Bog. gr. 8. gehef et. 


Majeſtät haben d inanzrath Kar ü 5 Oberfi 
ar ajeſtät h en Finanzrath Karl Rügemer zum Oberfinanz 
athe der Prager Finanz⸗Landesd'rect'on ernannt. 


Seine Majeſtät haben den Fi 
i : r Ober⸗ Tee 
finanzrathe und Finanzproenrat en Finanzrath Dr. Franz Krauſe zum 
Seine . or in Linz ernannt. f ur 
„ ben haben dem Bezirkshauptmann in Salzburg Karl Ritter ur Hiezu als Beilage: Bogen 26 und 27 der 
er ziel und Charakter eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. Erkeuntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. l 


Druck der k. Wiener Zeitung 


Preis I fl. 
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